
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Schäfer-Gümbel (SPD) vom 09.06.2010 
betreffend Baustellenschilder im Rahmen des Sonderinvestitionspro-
gramms von Bund und Land 
und  
Antwort  
des Ministers der Finanzen 
 
 
 

Vorbemerkung der Fragesteller: 
Wie in Presseartikeln vom 19.05.2010 bzw. 20.05.2010 des Gießener Anzeigers 
zu entnehmen ist, verlangt das Land Hessen die Aufstellung von 23 Bauschildern 
auf Schulbaustellen im Rahmen des gemeinsamen Sonderinvestitionsprogramms 
von Bund und Land. Für den Landkreis Gießen werden beispielsweise die Kosten 
in Höhe von 68.000 € für 23 Bauschilder beziffert. 

 
Diese Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. Auf welche rechtlichen Grundlagen stützt sich die Landesregierung, um ein zwin-

gendes Aufstellen von Baustellenschildern im Rahmen des Sonderinvestitionspro-
gramms vor Schulen zu rechtfertigen? 

 
Die Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung des Gesetzes zur Umset-
zung von Zukunftsinvestitionen der Kommunen und Länder verlangt in § 4 
Abs. 5, dass "die Länder den Letztempfängern vorgeben, auf die Förderung 
nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz durch den Bund auf Bauschildern und 
nach Fertigstellung in geeigneter Form hinzuweisen". Zusätzlich informiert 
die Bundesregierung mit Erlass vom 23. April 2009, dass "die Baumaßnah-
men, die durch das Konjunkturpaket II der Bundesregierung gefördert wer-
den, öffentlichkeitswirksam kenntlich gemacht werden sollen" und "das 
Kampagnenlogo Wir-bauen-Zukunft auf allen Bauschildern von Baumaß-
nahmen anzubringen ist". Der Bund hat darüber hinaus seine Gestaltungs-
vorgaben für Bauschilder u.a. hinsichtlich des Formats, des Logos ein-
schließlich Platzierung, der Größe, der Schriftart und der Hintergrundfarbe 
im sog. Styleguide "Wir bauen Zukunft"1 konkretisiert. 
 
Angesichts der Aufgabe der Landesregierung, die parallel angelaufenen 
Konjunkturprogramme des Bundes und des Landes zur möglichst reibungs-
losen Umsetzung sinnvoll zu verzahnen, war es unerlässlich, ein Verfahren 
einzurichten, das auch bezogen auf die erforderliche Kenntlichmachung der 
Förderungen des Bundes und des Landes schlanke und einheitliche Vorgaben 
zu erfüllen hat.  
 
Vor diesem Hintergrund führen die Förderrichtlinien zur Umsetzung beider 
Konjunkturprogramme in Textziffer 10.2.4 aus, dass "auf dem Bauschild 
und nach Fertigstellung auf die Förderung nach dem Zukunftsinvestitionsge-
setz des Bundes und des Hessischen Sonderinvestitionsprogrammgesetzes in 
geeigneter Form hinzuweisen ist".  
 
Die Kenntlichmachung von Förderungen durch die Konjunkturprogramme 
des Bundes und Landes richtet sich nach § 10 Abs. 2 der Hessischen Bau-
ordnung.  
 
1 Der Styleguide der Bundesregierung ist unter folgendem Link zu finden: 
http://styleguide.bundesregierung.de/Webs/SG/Content/DE/Assets/weiteres/kampagnenlogos__
de/__downloads/styleguide-wir-bauen-zukunft__pdf,templateId=raw, property=publication 
File.pdf/styleguide-wir-bauen-zukunft_pdf) 
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Danach ist "für die Dauer der Ausführung von Vorhaben, die nicht nach § 
55 oder aufgrund des § 80 (1) Nr. 1 baugenehmigungsfrei sind, an der Bau-
stelle ein Schild dauerhaft anzubringen, das mindestens die Nutzungsart des 
Gebäudes, die Zahl seiner Geschosse und die Namen und Anschriften der 
am Bau Beteiligten enthalten muss. Das Schild muss vom öffentlichen Ver-
kehrsraum aus sichtbar sein."  
 
Im Sinne des Transparenzgebotes für die Verausgabung öffentlicher Gelder 
und unter Berücksichtigung der Vorgaben des Bundes bedeutet dies für die 
Konjunkturmaßnahmen, dass bei allen baugenehmigungspflichtigen Maß-
nahmen ein Bauschild aufzustellen ist. Für baugenehmigungsfreie Maßnah-
men ist es hingegen ausreichend, wenn die öffentliche Förderung durch 
Banner, Gerüstbeschriftungen o.ä. kenntlich gemacht werden. Bei bauge-
nehmigungsfreien Maßnahmen, die ein Volumen von 50.000 € unterschrei-
ten kann auf eine Kenntlichmachung vollständig verzichtet werden.  
 
Die Landesregierung selbst hat bewusst keine Gestaltungsvorgaben zu Größe 
oder Material des Bauschildes, Banners etc. gemacht. Insoweit obliegt es der 
Kommune, den Aufwand und die Kosten für die Kenntlichmachung der 
Förderungen im Rahmen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Haus-
haltsführung in einem angemessenen Verhältnis zu den Baukosten und der 
Dauer der Bauausführung zu setzen.  
 
Frage 2. Welche Kosten sind den Schulbauträgern in Hessen durch die Aufstellung von 

Baustellenschildern im Rahmen des Sonderinvestitionsprogramms entstanden (bitte 
aufgeschlüsselt nach Landkreisen, kreisfreien Städten und Sonderstatusstädten)? 

 
Auf Grund der Kleinen Anfrage hat die Landesregierung bei den Schulträ-
gern die für die Kenntlichmachung der Förderungen entstandenen und ge-
planten Kosten für die Maßnahmen des Hessischen Sonderinvestitionspro-
gramms und des Zukunftsinvestitionsgesetzes abgefragt und in der unten 
stehenden Tabelle zusammengestellt. Von Seiten der Landesregierung kann 
nicht beurteilt werden, ob die entstandenen bzw. geplanten Kosten angemes-
sen sind bzw. wie sich die Aufwendungen für Bauschilder, Banner oder 
Gerüstbeschriftungen o.ä. zusammensetzen.  
 
Zusammenstellung der Kosten für Bauschilder, Banner, Gerüstbeschrif-
tungen o.ä. für Maßnahmen der Konjunkturprogramme des Bundes 
und des Landes.  
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Die hessischen Schulträger setzen im Rahmen der Konjunkturprogramme 
des Bundes und Landes etwa 990 Investitionsprojekte an öffentlichen Schu-
len mit einem Investitionsvolumen von 1,14 Mrd. € um. Insofern machen 
die Kosten für die Kenntlichmachung der Förderungen etwa 0,08 v.H. der 
Gesamtkosten aus. 
 
Frage 3. Wie verhält es sich mit der Zweckbindung der Bundes- bzw. Landesmittel aus dem 

Konjunkturprogramm bzw. inwiefern können diese für Baustellenschilder verwen-
det werden? 

 
Die für Baustellenschilder, Banner oder Gerüstbeschriftungen o.ä. entstan-
denen Kosten sind als notwendige Begleitkosten zuwendungsfähig und kön-
nen im Rahmen des Verwendungsnachweises nachgewiesen werden. 
 
Frage 4. Ist die Vorgabe der Landesregierung an die Schulbauträger, die im Rahmen von 

Frage 2 zu benennenden Summen für Baustellenschilder zu verausgaben, zwingend 
zu befolgen oder besteht die Möglichkeit, diese Kostenpositionen zu Gunsten von 
Investitionen in bildungsrelevanten Bereichen zu senken? 

 
Die konkrete Ausgestaltung des Bauschildes, Banners, Gerüstbeschriftung 
o.ä. liegt im Ermessen der Kommune, die im Sinne der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit der Haushaltsführung dafür Sorge trägt, dass die Kosten für 
die Kenntlichmachung der Förderungen in einem angemessenen Verhältnis 
zu den Baukosten und der Dauer der Bauausführung stehen. Insofern kann 
die Kommune z.B. durch eine wirtschaftliche Wahl der Materialien und 
Dienstleistungen eine Kostenreduzierung für die Kenntlichmachung der 
Förderungen zugunsten von Investitionen in die Bildungsinfrastruktur errei-
chen. Ich verweise des Weiteren auf die Antwort zu Frage 1. 
 
Frage 5. Welche Regelungen treffen andere Bundesländer im Hinblick auf Baustellenschil-

der an Schulen im Rahmen des Sonderinvestitionsprogramms? 
 
Die Bundesregierung hat in der Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung 
des Gesetzes zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kommen und 
Länder geregelt, dass die Länder den Letztempfängern vorgeben, auf die 
Förderung nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz durch den Bund auf Bau-
schildern und nach Fertigstellung in geeigneter Form hinzuweisen. Zusätz-
lich legt die Bundesregierung im Erlasswege fest, dass die Baumaßnahmen, 
die durch das Konjunkturpaket  II der Bundesregierung gefördert werden, 
öffentlichkeitswirksam kenntlich gemacht werden sollen. Insofern müssen 
sich auch die übrigen Bundesländer an den Vorgaben des Bundes orientieren 
und auf die Förderung des Bundes im Rahmen des Konjunkturpaketes II in 
geeigneter Weise hinweisen. Des Weiteren verweise ich auf die Antwort zu 
Frage 1. 
 
Wiesbaden, 12. Juli 2010 

Karlheinz Weimar 
 


